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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 3l. —— 


(Nr. 11231.) Geſetz über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung. Vom 23. Juli 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen vc, 
verordnen auf Grund der $$ 1037, 1038 der Reichsverſicherungsordnung 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1911 S. 509), mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Land⸗ 
tags der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 

Das Geſetz, betreffend die Abgrenzung und Geſtaltung der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften auf Grund des § 141 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 641), vom 16. Juni 1902 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 261) wird durch nachfolgende Beſtimmungen erſetzt: 


915 
In jeder Provinz bilden die Unternehmer der nach § 915 der Reichs- 
verſicherungsordnung verſicherten Betriebe eine Berufsgenoſſenſchaft. 

Über den Antrag einer Sektion (§ 2), für örtlich begrenzte Teile einer 
Provinz eine beſondere Genoſſenſchaft zu errichten, beſchließt zunächſt die Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung. Die oberſte Verwaltungsbehörde entſcheidet in jedem Falle. 

Die Hohenzollernſchen Lande bleiben der Berufsgenoſſenſchaft der Rhein⸗ 
provinz, die Stadt Berlin der Berufsgenoſſenſchaft der Provinz Brandenburg 


angeſchloſſen. 
982 


Die Berufsgenoſſenſchaft zerfällt in Sektionen. Jeder Kreis (Oberamts⸗ 
bezirh bildet eine Sektion. 
Sektionsverſammlungen finden nicht ſtatt. 


9535 
Für jede Gemeinde bezeichnet die Gemeindevertretung oder, wo eine ſolche 
nicht beſteht, der Gemeindevorſtand, für jeden Gutsbezirk der Gutsvorſteher aus 
der Mitte der der Gemeinde oder dem Gutsbezirk angehörenden unter dieſes 
Geſeßzſammlung 1912. (Nr. 11231.) 42 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Auguſt 1912. 
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Geſetz fallenden Unternehmer oder ihrer geſetzlichen Vertreter oder bevollmächtigten 
Betriebsleiter einen Wahlmann. Innerhalb jeder Sektion wählen die Wahl⸗ 
männer je einen Vertreter und einen Stellvertreter. In Gemeinden, die eine 
Sektion für ſich bilden, wird der Vertreter und ſein Stellvertreter aus der Reihe 
der unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder ihrer geſetzlichen Vertreter 
oder bevollmächtigten Betriebsleiter durch die Gemeindevertretung gewählt. 

Die gewählten Vertreter bilden die Genoſſenſchaftsverſammlung ($ 976 
Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung). 

Die Satzung kann mehrere Sektionen zu gemeinſamen Wahlbezirken 
vereinigen. 

§4. 


Die Geſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes nimmt der Provinzialausſchuß, 
die des Sektionsvorſtandes der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß, in den Hohenzollernſchen 
Landen der Amtsausſchuß wahr. 


85. 

Hat ein anderer Bundesſtaat fein Gebiet ganz oder teilweiſe einer Genoſſen⸗ 
ſchaft Preußens angeſchloſſen, ſo beſtimmt die Satzung die Bildung, den Sitz 
und die Verwaltung der Sektionen für den angeſchloſſenen Bezirk ($ 1041 der 
Reichsverſicherungsordnung). 

§ 6. 

Jeden neueröffneten Betrieb hat der Gemeindevorſtand dem Sektions⸗ 
vorſtand anzumelden. 

Dieſer hat die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft zu prüfen. Beanſtandet 
er die Zugehörigkeit, ſo hat er die Entſcheidung des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
einzuholen. 

Verneint dieſer die Zugehörigkeit, ſo teilt er das dem Verſicherungsamte 
mit. Dieſes kann die Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts anrufen. Auf 
Antrag der Genoſſenſchaft muß dies geſchehen. 


87. 

Die Anzeige nach § 968 der Reichsverſicherungsordnung ſowie die An⸗ 
meldung nach $$ 969, 970 der Reichsverſicherungsordnung find bei dem Sektions⸗ 
vorſtand anzubringen. Gegen Beſcheide des Sektionsvorſtandes kann der Unter⸗ 
nehmer binnen einem Monat Einſpruch an den Genoſſenſchaftsvorſtand und gegen 
deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt Beſchwerde an das Oberverſicherungs⸗ 
amt erheben. 


§ 8. 
Auf ſtaatliche oder gemeindliche Angeſtellte finden die Vorſchriften der 
$$ 690 bis 705 der Reichsverſicherungsordnung nicht Anwendung G 978 der! 
Reichsverſicherungsordnung). 
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§ 9. 
Für die Vermögensverwaltung gelten die Vorſchriften der §§ 25 bis 29 
und des § 984 der Reichsverſicherungsordnung mit der Maßgabe, daß Anträge 
der Berufsgenoſſenſchaften auf Grund des § 27 der Reichsverſicherungsordnung 
durch die Oberpräſidenten dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
zur Entſcheidung vorzulegen ſind. 


§ 10. 

Die Sektionsvorſtände wirken bei dem Aufbringen der Mittel und dem 
Umlegen und Erheben der Beiträge (85.989 bis 1027 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung) mit. 

Beim Umlegen der Beiträge nach dem Maßſtabe des Arbeitsbedarfs und 
der Gefahrklaſſen (§§ 990 bis 1004 der Reichsverſicherungsordnung) ſchätzen ſie 
den Arbeitsbedarf ab und veranlagen die Betriebe zu den Gefahrklaſſen. 

Erfolgt das Umlegen der Beiträge nach dem Maßſtabe des Steuerfußes, 
ſo ſtellen ſie die Unterlagen für die beſonderen Zuſchläge und für die abgeſtuften 
Beiträge (§8 1007, 1008 der Reichsverſicherungsordnung) feſt. 

Die Satzung beſtimmt das Nähere. 


§ 11. 

Widerſprüche nach § 999 und § 1023 ſowie Erſtattungsanträge nach 
$ 1025 der Reichsverſicherungsordnung ſind bei dem Sektionsvorſtand, Einſprüche 
nach § 1000 Abſ. 2 und § 1023 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung bei dem 
Genoſſenſchaftsvorſtand anzubringen. 

Die Bildung von Genoſſenſchaftsausſchüſſen zur Entſcheidung über Ein⸗ 
ſprüche ($ 972 Nr. 4 der Reichsverſicherungsordnung) findet nicht ſtatt. 


82 

Die Satzung beſtimmt über: 

1. die Vertretung der Genoſſenſchaft bei der Unfallunterſuchung ($ 1562 
der Reichsverſicherungsordnung) 

2. das Organ, bei dem der Entſchädigungsanſpruch anzumelden iſt (§§ 1546, 
1548, 1584, 1585 der Reichsverſicherungsordnung) und das die Ent⸗ 
ſchädigung feſtſtellt und darüber den Beſcheid oder Endbeſcheid erteilt 
($$ 1568, 1569, 1583, 1606 der Reichsverſicherungsordnung). 


$ 13. 
Die §8 142 bis 144 der Reichsverſicherungsordnung finden auch auf die⸗ 
jenigen Perſonen Anwendung, welche außer den technifchen Aufſichtsbeamten und 


beſonderen Sachverſtändigen in der Verwaltung der Berufsgenoſſenſchaft Ver⸗ 


wendung finden. 
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Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit den Vorſchriften der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Balholm, den 23. Juli 1912. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
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